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Vergutungsordnung fur Angestellte im Pflegedienst der Arbeiterwohlfahrt
(AWKIrT) Teil Il Abschn. B Protokollerklarung Nr. 1 Abs. 1 Buchst. ¢

Leitsatz:

Die Pflegezulagen gemaf der Protokollerklarung Nr. 1 Abs. 1 zu AWKrT
setzen voraus, dass entweder Grund- oder Behandlungspflege an den
naher beschriebenen Patientengruppen ausgelibt wird. Sie sollen
Erschwernisse ausgleichen, die sowohl bei der Grund- als auch bei der

Behandlungspflege dieser

Patienten auftreten.

bestehen nicht darin, dass beide Pflegearten ausgefiihrt werden.

Hinweise des Senats:

Fortfihrung und teilweise Aufgabe von BAG 19. November 2003
- 10 AZR 127/03 - AP TVG § 1 Tarifvertrage: Arbeiterwohlfahrt Nr. 8;
4. Juni 2003 - 10 AZR 579/02 - BAGE 106, 225

Parallelsachen: - 10 AZR 707/05 - (fihrend),
- 10 AZR 389/06 -, - 10 AZR 390/06 -, - 10 AZR 589/06 -,
- 10 AZR 590/06 -, - 10 AZR 592/06 -
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BUNDESARBEITSGERICHT

10 AZR 707/05
15 Sa 90/05
Landesarbeitsgericht
Hamm

Im Namen des Volkes!
Verkiindet am
28. Marz 2007

URTEIL

Briine, Urkundsbeamtin
der Geschéaftsstelle

In Sachen

Klagerin, Berufungsklagerin und Revisionsklagerin,

pp.

Beklagter, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter,

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mindlichen Verhand-
lung vom 28. Marz 2007 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht
Dr. Freitag, die Richterin am Bundesarbeitsgericht Marquardt, den Richter am Bundes-

arbeitsgericht Dr. Brihler sowie den ehrenamtlichen Richter Thiel und die ehrenamtli-

che Richterin Schwitzer fur Recht erkannt:
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1. Auf die Revision der Klagerin wird das Urteil des Landesar-
beitsgerichts Hamm vom 11. August 2005 - 15 Sa 901/05 -
aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Klagerin wird das Urteil des Arbeitsge-
richts Dortmund vom 5. April 2005 - 7 Ca 5307/04 - abgean-
dert:

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin 2.346,51 Euro
nebst Zinsen in Héhe von 5 %-Punkten Uber dem Basiszins-
satz aus jeweils 46,01 Euro monatlich aus dem Zeitraum
vom 1. Februar 2001 bis zum 1. April 2005 zu zahlen.

Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, an die
Klagerin ab dem 1. Mai 2005 monatlich eine Geriatriezulage
in Héhe von 46,01 Euro brutto zu zahlen.

3. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten Gber die Zahlung einer Pflegezulage, der sog. Geriatrie-

zulage.

Die 1958 geborene Klagerin fuhrt die Berufsbezeichnung ,Krankenpflegehelfe-
rin“. Seit dem 11. September 1990 ist sie auf der Grundlage eines schriftlichen Vertra-
ges vom 14. September/21. Oktober 1990 als Krankenpflegehelferin im Seniorenzent-
rum B des Beklagten beschaftigt, der zahlreiche Altenheime unterhalt. Der Arbeitsver-
trag der Parteien enthalt unter anderem folgende Bestimmungen:

.§ 2

Auf das Arbeitsverhéltnis finden die Bestimmungen und Vor-
schriften des Bundesmanteltarifvertrages fur die Arbeitnehmer
der Arbeiterwohlfahrt mit den dazu ergangenen und noch erge-
henden Zusatzbestimmungen Anwendung.

§3
Es ist eine Vergitung nach den jeweiligen Satzen der

Vergiltungsgruppe KrT Il

JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile A|; )

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw — flr i0OS

www.prinz.law

1ZINY0sa8 HYIN I LY §§ YORU YUBRQUI)R(] S[& PUIS SUN[WIWIRSS[I2)I() JIP (I3 ], YINY SIDMUTEH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-3- 10 AZR 707/05

Lohngruppe

Lebensaltersstufe 05

vereinbart.

Die woéchentliche Arbeitszeit betragt 38,5 Stunden.”

In der folgenden Aufgliederung der monatlichen Bruttovergitung ist eine Geri-

atriezulage von 90,00 DM enthalten.

tenden Vergitungsordnung fir Angestellte im Pflegedienst (im Folgenden: AW-KrT)

vergutet.

Die Klagerin wird derzeit nach der Tarifgruppe IV der bei dem Beklagten gel-

Die Protokollerklarung Nr. 1 dieses Tarifvertrages lautet:

.(1) Pflegepersonen der Vergitungsgruppen AW-KrT | bis

)

JLaw — Gesetze und Urteile

AW-KrT VII, die die Grund- und Behandlungspflege zeit-
lich Uberwiegend bei

a) an schweren Infektionskrankheiten erkrankten Pati-
enten (z. B. Tuberkulose-Patienten), die wegen der
Ansteckungsgefahr in besonderen Infektionsabtei-
lungen oder Infektionsstationen untergebracht sind,

b)  Kranken in geschlossenen oder halbgeschlossenen
(Open-door-System) psychiatrischen Abteilungen
oder Stationen,

¢) Kranken in geriatrischen Abteilungen oder Statio-
nen,

d) gelahmten oder an multipler Sklerose erkrankten
Patienten

ausuben, erhalten fur die Dauer dieser Tatigkeit eine mo-
natliche Zulage von 90,— DM.

Pflegepersonen der Vergutungsgruppen AW-KrT IV bis
AW-KrT VI, die als

a) Stationspflegerinnen oder

b) Pflegepersonen in anderen Tatigkeiten mit unter-
stellten Pflegepersonen

eingesetzt sind, erhalten die Zulage nach Absatz 1 eben-
falls, wenn alle ihnen durch ausdriickliche Anordnung
sténdig unterstellten Pflegepersonen Anspruch auf eine
Zulage nach Absatz 1 haben. Die Zulage steht auch Pfle-
gepersonen zu, die durch ausdrickliche Anordnung als
stdndige Vertreterinnen einer in Satz 1 genannten An-
spruchsberechtigten bestellt sind.”
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In einem Zwischenzeugnis vom 13. Juni 1997 bescheinigte der Beklagte der
Klagerin, dass ihr Einsatz sich im Wesentlichen auf einen Wohnbereich mit pflegebe-
durftigen Bewohnern erstrecke, die gréRtenteils auch gerontopsychiatrisch zu betreuen
seien. Hier verrichte sie alle anfallenden Arbeiten in der Grund- und Behandlungspfle-

ge.

Bis Ende 2000 zahlte der Beklagte der Klagerin eine Geriatriezulage iHv. mo-
natlich 90,00 DM brutto. Danach stellte der Beklagte die Zahlung dieser Zulage ein. Mit
Schreiben vom 28. Februar 2001, 28. August 2001 und 24. April 2004 machte die Kla-
gerin dem Beklagten gegeniber ihren Anspruch auf weitere Zahlung der Geriatriezula-

ge geltend.

Am 10. November 2004 unterzeichnete die Klagerin eine Stellenbeschreibung
fur Pflegehelfer/-innen. Hierin heilt es:
.1. Ziele der Stelle

Far die hier lebenden Menschen sollen humane Lebens-
bedingungen geschaffen werden, insbesondere sollen
eine individuelle und fachgerechte Betreuung und Pflege
durchgefiihrt werden.

Unterstutzung der Pflegefachkrafte bei der Erfullung der
anfallenden Pflege- und Betreuungsaufgaben bzw. eigen-
stédndige Ausfuhrung festgelegter Pflegeaufgaben unter
Berlicksichtigung der spezifischen Bedurfnisse der zu
versorgenden Menschen. Die arztlich angeordnete medi-
zinische Behandlungspflege ist ausdrucklich ausgenom-
men.

8. Aufgaben

- Pflegeplanung und -dokumentation unter Berlick-
sichtigung der AEDLs ...

und unter Beteiligung der Bewohner

- die fachgerechte Grundpflege auf der Grundlage
der o.g. Pflegeplanung unter Anleitung und Kontrol-
le der Pflegefachkrafte.

Ggf. Tatigkeiten im Bereich der Hygiene- und Spei-
senversorgung

Bl JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw — fiir iOS

www.prinz.law

1ZINYdsad HYIN I e/g §§ YOrU JUBqUaIR( S[e PUIS SUN[WWESS[I2}1() I9P J[I9 ], YoNY :SIOMUTH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-5- 10 AZR 707/05

- Mitwirkung bzw. Kooperation mit Arzten, Kranken-
hausern, Angehdrigen, Ehrenamtlichen etc. sowie
allen Abteilungen des Seniorenzentrums

- Mitwirkung bei der Qualitatsentwicklung und
- sicherung, insbesondere durch:

- Teilnahme an Qualitatszirkeln
- Teilnahme an Fortbildungen etc.

Details und weitere Anforderungen ergeben sich aus dem
jeweiligen Stand der medizinisch-pflegerischen Erkennt-
nissen sowie den ortlichen Verfahrensanweisungen im
Kontext des Qualitdtsmanagements.*

Die Klagerin ist der Ansicht, ihr stehe die Geriatriezulage weiterhin zu. Es rei-
che aus, wenn sie ausschlieRlich Grundpflege ausfihre. Im Ubrigen aber Ube sie so-
wohl Grund- als auch Behandlungspflege aus. Hierzu hat sie behauptet, bis Dezember
2004 habe sie sogenannte PEG-Sonden verbunden. Hierbei handelt es sich um Son-
den, durch die Nahrungsmittel durch die Bauchdecke direkt in den Magen der Patien-
ten eingefuhrt werden. Weiterhin wechsele sie die an einem Stativ befestigten Nah-
rungsmittelbeutel, aus denen die Patienten Uber die Sonde Nahrung erhielten. Sie ha-
be festzustellen, mit welcher Geschwindigkeit das Nahrungsmittel bzw. die Flussigkeit
in den Magen der Patienten abgegeben werde und reguliere diese Geschwindigkeit.
Sie habe im gesamten Klagezeitraum den Patienten arztlich verordnete Kompressi-
onsstrimpfe angezogen und tue dies weiterhin. lhre Aufgabe sei es auch die ganze
Zeit Uber gewesen und sei es weiterhin, Patienten in mit dermatologisch erforderlichen
Badezusatzen versehenem Wasser zu baden, zB Olbader im Fall einer Schuppen-
flechte. Weiterhin fuhre sie FlUssigkeitsbilanzierungen durch, indem sie die zugefiihrte
Trinkmenge erfasse und mit der abgefuhrten Urinmenge vergleiche. AuRerdem obliege
ihr eine Erstdiagnostik idS, dass sie die Patienten beobachte und feststelle, ob es An-
zeichen fUr Fieber, Atemnot ua. gebe, ggf. fordere sie eine Fachkraft an. Ihre Behaup-
tungen zu ihren Téatigkeiten hat sie durch Vernehmung der Zeugin H unter Beweis ge-
stellt.

Die Klagerin halt die von ihr unstreitig durchzufilhrende sogenannte Dekubi-
tusprophylaxe, das heif3t das Lagern und stdndige Umlagern der Patienten, um Druck-
geschwire zu vermeiden, fur einen Bestandteil der Behandlungspflege.
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Die Klagerin verweist weiterhin auf die von dem Beklagten erstellten Unterla-
gen zur Qualitdtsmanagementdokumentation, in denen der Arbeitsablauf in der Pflege
rund um die Uhr dargestellt wird. Auch bei den Téatigkeiten wie ,Medikamente richten®,
Blutzuckerkontrollen, Temperaturkontrollen, ,Medikamente verabreichen®, wirden so-

wohl Pflegehilfskrafte als auch Pflegefachkréfte als zustandig bezeichnet.

Die Klagerin vertritt auRerdem die Auffassung, ihr sei die Geriatriezulage be-
reits im Arbeitsvertrag zugesagt worden, weiterhin habe sich der Arbeitsvertrag auf die
bis zum Jahre 2001 durchgefuhrten Tatigkeiten der Behandlungspflege konkretisiert.
Jedenfalls aber sei eine betriebliche Ubung auf Zahlung der Zulage entstanden, falls
der Beklagte die Ansicht vertrete, er sei tarifvertraglich nicht zur Zahlung verpflichtet.

Die Klagerin hat zuletzt beantragt,

1.  festzustellen, dass der Beklagte verpflichtet ist, ihr monat-
lich eine Geriatriezulage in Hohe von 46,01 € zu zahlen,

2.  den Beklagten zu verurteilen, an sie 2.346,51 € nebst 5 %
Zinsen Uber dem Basiszinssatz aus jeweils 46,01 € seit
dem 1. Februar 2001, seit dem 1. Marz 2001, seit dem
1. April 2001, seit dem 1. Mai 2001, seit dem 1. Juni
2001, seit dem 1. Juli 2001, seit dem 1. August 2001, seit
dem 1. September 2001, seit dem 1. Oktober 2001, seit
dem 1. November 2001, seit dem 1. Dezember 2001, seit
dem 1. Januar 2002, seit dem 1. Februar 2002, seit dem
1. Marz 2002, seit dem 1. April 2002, seit dem 1. Mai
2002, seit dem 1. Juni 2002, seit dem 1. Juli 2002, seit
dem 1. August 2002, seit dem 1. September 2002, seit
dem 1. Oktober 2002, seit dem 1. November 2002, seit
dem 1. Dezember 2002, seit dem 1. Januar 2003, seit
dem 1. Februar 2003, seit dem 1. Marz 2003, seit dem
1. April 2003, seit dem 1. Mai 2003, seit dem 1. Juni
2003, seit dem 1. Juli 2003, seit dem 1. August 2003, seit
dem 1. September 2003, seit dem 1. Oktober 2003, seit
dem 1. November 2003, seit dem 1. Dezember 2003, seit
dem 1. Januar 2004, seit dem 1. Februar 2004, seit dem
1. Marz 2004, seit dem 1. April 2004, seit dem 1. Mai
2004, seit dem 1. Juni 2004, seit dem 1. Juli 2004, seit
dem 1. August 2004, seit dem 1. September 2004, seit
dem 1. Oktober 2004, seit dem 1. November 2004, seit
dem 1. Dezember 2004, seit dem 1. Januar 2005, seit
dem 1. Februar 2005, seit dem 1. Marz 2005 sowie seit
dem 1. April 2005 zu zahlen.

Der Beklagte hat zu seinem Klageabweisungsantrag die Ansicht vertreten, der
Klagerin stehe die Geriatriezulage nicht zu. Sie sei ihr nicht arbeitsvertraglich zugesagt
worden. Die in § 3 des Arbeitsvertrages vorgenommene Berechnung habe lediglich
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deklaratorische Bedeutung. Es sei deutlich, dass die Zulage nur gezahlt werden solle,
falls die tariflichen Voraussetzungen hierfur vorlagen. Die in Verkennung der tariflichen
Bestimmungen rechtsgrundlose Zahlung einer Zulage kénne er ohne weiteres berichti-

gen.

Die Klagerin habe keinen tarifichen Anspruch auf die Zulage. Sie habe auch
in der Vergangenheit nur Grund- und keine Behandlungspflege ausgeubt. Das Wech-
seln der Sondenbeutel sei keine Behandlungspflege. Die Klagerin fuhre auch keine
Erstdiagnostik bei den Bewohnern ihrer Abteilung durch. Sie sei nur verpflichtet, sofort
eine Fachkraft zu holen, sofern sie Krankheitsanzeichen feststelle. Arztlich verordnete
Flussigkeitsbilanzierungen wirden im Wohnbereich, in dem die Klagerin tatig sei, nicht
durchgefiihrt. Das Anziehen von Kompressionsstrimpfen falle nicht unter Behand-
lungspflege, ebenso nicht der Einsatz dermatologischer Zusatze beim Baden.

Zudem sei er, der Beklagte, verpflichtet, in seinen Einrichtungen entsprechend
der gemall § 80 SGB Xl getroffenen Vereinbarung vom 21. Oktober 1996 Uber ge-
meinsame Grundséatze und Malstadbe zur Qualitdt und Qualitatssicherung einschliel3-
lich des Verfahrens zur Durchfihrung von Qualitatsprifungen in vollstationaren Pflege-
einrichtungen vorzugehen. Danach durften Hilfskrafte und angelernte Krafte nur unter
der fachlichen Anleitung einer Fachkraft tatig werden. Er habe in Erfillung der Ver-
pflichtung aus § 80 SGB Xl das Qualitdtsmanagementhandbuch ,Stationdre Altenpfle-
ge“ erstellt. Dieses Handbuch verweise in Ziffer 111.3.1.7 auf den Ordner ,Pflege- und
Betreuungsstandards®. Auch hierin sei geregelt, dass medizinische Behandlungspflege
ausschlieBlich durch eine Pflegefachkraft ausgefuhrt werde. Dies sei eine verbindliche
Arbeitsanweisung, deren Umsetzung durch den sogenannten Einsatzplan sicherge-
stellt werde. Schon aus Haftungsgrinden im Verhaltnis zu den Bewohnern musse er
darauf achten, dass insoweit fachlich ausgebildete Pflegefachkrafte eingesetzt wirden.
Uberwacht werde dies durch den medizinischen Dienst der Krankenkassen.

Seit Implementierung des Qualitdtsmanagementhandbuchs im Jahre 2001
durfe die Klagerin keine Behandlungspflege mehr ausiiben und habe dies auch nicht
mehr getan. Er bestreite auch, dass die Klagerin in der Zeit vor 2001 Behandlungspfle-
ge ausgelbt habe. In der von der Klagerin unterzeichneten Stellenbeschreibung vom
10. November 2004 heilRe es ausdricklich, dass sie Behandlungspflege nicht ausiiben
durfe. Hierauf habe er in einem Rundschreiben vom 26. Januar 2005 nochmals aus-

driicklich hingewiesen.
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Falls die Klagerin den Nachweis fihren kénne, dass sie im streitigen Zeitraum
gleichwohl Behandlungspflege ausgeibt habe, so habe sie dies entgegen der Arbeits-
anweisung gemal Qualitdtsmanagementhandbuch getan. Bestritten werde, dass Ein-
richtungsleitung und/oder andere Vorgesetzte der Klagerin Arbeitsanweisungen erteilt
hatten, die vom Inhalt des Qualitadtsmanagementhandbuchs abwichen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat
die Berufung der Klagerin zurlickgewiesen. Mit ihrer Revision verfolgt die Klagerin ihre

Klageantrage weiter. Der Beklagte beantragt, die Revision zurliickzuweisen.

Entscheidungsgriinde

Die Revision der Klagerin ist begriindet. Das Urteil des Landesarbeitsgerichts

war aufzuheben und der Klage stattzugeben.

l. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Klagerin stehe kein Anspruch
auf die Geriatriezulage zu. Aus dem den Arbeitnehmern des Beklagten bekanntge-
machten Regelungen des Qualitdtsmanagementhandbuchs ergebe sich, dass medizi-
nische Behandlungspflege ausschlieBlich durch eine Pflegefachkraft ausgefiihrt wer-
den durfe. Die Umsetzung dieser Arbeitsanweisung habe der Beklagte nach seinem
insoweit unbestrittenen Vortrag durch den sogenannten Einsatzplan sichergestellt.
Dies werde auch in der an die Klagerin gerichteten Stellenbeschreibung vom
10. November 2004 deutlich. Der Beklagte sei gem. § 8 des Arbeitsvertrages auch
befugt, der Klagerin nur noch Téatigkeiten im Bereich der Grundpflege zuzuweisen. Die
Protokollerklarung setze voraus, dass die Klagerin zeitlich GUberwiegend Grund- und
Behandlungspflege ausibe. Die Klagerin habe nicht substantiiert dargelegt, dass sie
Behandlungspflege entgegen der allgemeinen Anweisung ausgeibt habe. lhre allge-
meinen Hinweise auf Art und Umfang der in ihrer Abteilung anfallenden Pflegetétigkei-
ten seien unsubstantiiert. Auch wenn sie darlegen und ggf. beweisen kénne, dass sie
im streitigen Zeitraum Tatigkeiten der Behandlungspflege ausgelbt habe, hatte sie
darlegen missen, dass dies mit Wissen und Wollen des Beklagten bzw. ihrer Vorge-
setzten geschehen sei. Ein arbeitsvertraglicher Anspruch durch die langjahrige Zah-
lung der Zulage sei nicht entstanden, weder auf Grund der Formulierung des Arbeits-

vertrages noch auf Grund betrieblicher Ubung.
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Il. Dem folgt der Senat nicht. Zahlungsklage und Feststellungsantrag sind zulas-
sig und begrundet.

1. Der Feststellungsantrag ist zulassig als Zwischenfeststellungsklage im Sinne
des § 256 Abs. 2 ZPO, fur die ein besonderes Feststellungsinteresse iSv. § 256 Abs. 1
ZPO nicht erforderlich ist (BAG 25. Mai 2004 - 3 AZR 123/03 - AP BetrAVG § 1 Uber-
versorgung Nr. 11).

2. Der Anspruch ergibt sich aus der Protokollerklarung Nr. 1 Abs. 1 Buchst. ¢ zu
Abschn. B AW-KrT.

a) Der Tarifvertrag ist kraft einzelvertraglicher Vereinbarung auf das Arbeitsver-
haltnis anwendbar. Die Kldgerin gehért zu dem anspruchsberechtigten Personenkreis,
da sie in Vergutungsgruppe AW-KrT IV eingruppiert ist.

b) Die tarifliche Bestimmung ist nicht nur auf Beschaftigte in geriatrischen Abtei-
lungen und Stationen in Krankenhdusern anwendbar, sondern auch auf solche in Al-
tenheimen. Dies folgt schon daraus, dass sich die Protokollerklarung im Abschn. B
ausdrucklich auf das Pflegepersonal bezieht, das in Anstalten und Heimen beschaftigt
ist, die nicht unter Teil A fallen, wenn sie der Betreuung von alten, gebrechlichen oder
sonstigen hilfsbedurftigen Personen dienen (BAG 19. November 2003 - 10 AZR
127/03 - AP TVG § 1 Tarifvertrdge: Arbeiterwohlfahrt Nr. 8).

C) Die Klagerin ist auch in einer geriatrischen Station tatig und pflegt GUberwie-
gend Kranke. Die Geriatrie ist die Altersheilkunde, die Lehre von den Erkrankungen
des alten Menschen, ein facherlbergreifendes Gebiet der Medizin. Insbesondere wer-
den in der Geriatrie akute Erkrankungen bei multimorbiden Betagten unter Beriicksich-
tung chronisch-degenerativer Krankheiten behandelt. Dabei strebt diese Behandlung
eine Rehabilitation des Patienten an, so dass dieser die durch die Krankheit verlorenen
Funktionen und Fahigkeiten wieder erlangt bzw., wenn dies nicht mdéglich ist, neue
Ersatzfunktionen erwirbt bzw. mit reduzierten Méglichkeiten sinnvoll leben kann. Des-
halb setzt der Begriff ,geriatrische Abteilungen oder Stationen“ nach medizinischem
Sprachgebrauch voraus, dass dort Personen untergebracht sind, an denen eine medi-
zinische Heilbehandlung durchgefiihrt wird (BAG 4. Juni 2003 - 10 AZR 579/02 - BAGE
106, 225 mwN). Die Klagerin hat vorgetragen, dass von den 40 Patienten 39 zwischen
70 und 90 Jahre alt und 32 von ihnen neurologisch erkrankt sind. Einige leiden an Dia-
betes, einer an einer GefalRerkrankung. Neun Patienten sind standig bettlagerig; im
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Jahr 2005 sind zwei weitere bettlagerige Personen verstorben. Der Beklagte hat nur
pauschal bestritten, dass die Uberwiegende Zahl der Bewohner ,krank® sei. Er hat aus-
gefuhrt, dass aus der Tatsache, dass ,einzelne® Bewohner an Gefallerkrankungen
oder orthopadischen VerschleiBerscheinungen litten oder neurologisch krank seien,
noch nicht automatisch folge, dass der Wohnbereich im Altenwohnheim eine geriatri-
sche Abteilung sei. Damit sind jedoch weder die von der Klagerin vorgetragenen Zah-
len noch die Arten der Erkrankungen substantiiert bestritten worden. Aus der Art der
Erkrankungen folgt auch zwanglos, dass sie samtlich arztlich behandlungsbedurftig

sind.

d) Die Klagerin Ubt unstreitig die sog. Grundpflege aus. Grundpflege ist die Be-
friedigung der allgemeinen Bedurfnisse der zu pflegenden Personen im Hinblick auf
Nahrungsaufnahme und Hygiene, also die Verrichtungen im Bereich der Kérperpflege,
der Erndhrung, der Mobilitdt und der hauswirtschaftlichen Versorgung (BAG 19. No-
vember 2003 - 10 AZR 127/03 - AP TVG § 1 Tarifvertrédge: Arbeiterwohlfahrt Nr. 8).

e) Streitig ist, ob die Klagerin zusatzlich auch Behandlungspflege ausibt. Darauf
kommt es jedoch nicht an, denn es ist nicht erforderlich, dass Grund- und Behand-
lungswege kumulativ ausgeubt werden, um den Zulagenanspruch auszulésen. Es
reicht vielmehr aus, wenn entweder Grund- oder Behandlungspflege arbeitszeitlich
Uberwiegend bei Kranken in geriatrischen Stationen ausgeiibt wird.

In den friheren Entscheidungen zu den Pflegezulagen ist der Senat davon
ausgegangen, dass die Tarifvorschriften erforderten, dass neben der Grundpflege auch
Behandlungspflege ausgeuibt werde. Dabei sei es nicht erforderlich, dass die Behand-
lungspflege arbeitszeitlich insgesamt oder auch nur im Verhaltnis zur Grundpflege
Uberwiege (BAG 19. November 2003 - 10 AZR 127/03 - AP TVG § 1 Tarifvertrage:
Arbeiterwohlfahrt Nr. 8). Es war in diesen Entscheidungen jedoch niemals streitig, dass
beide Pflegearten ausgefuhrt wurden. Im letztgenannten Fall hatte der Arbeitgeber sich
darauf bezogen, dass die Behandlungspflege zeitlich im Verhaltnis zur Grundpflege
Uberwiegen musse. Dies hat der Senat im Hinblick auf den Zweck der Zulage als Aus-
gleich fur Erschwernisse verneint. Werden diese Erwagungen konsequent zu Ende
gefuhrt, ergibt sich, dass die Ausfuhrung einer der beiden Pflegearten genigt. Dies
ergibt die Auslegung der Protokollerklarung.

aa) Die Auslegung des normativen Teils eines Tarifvertrages folgt nach standiger
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts den fur die Auslegung von Gesetzen gel-
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tenden Regeln. Danach ist zunachst vom Tarifwortlaut auszugehen, wobei der maf-
gebliche Sinn der Erkldrung zu erforschen ist, ohne am Buchstaben zu haften. Bei ei-
nem nicht eindeutigen Tarifwortlaut ist der wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien mit
zu bericksichtigen, soweit er in den tarifichen Normen seinen Niederschlag gefunden
hat. Abzustellen ist stets auf den tarifichen Gesamtzusammenhang, weil dieser An-
haltspunkte fur den wirklichen Willen der Tarifvertragsparteien liefert und nur so der
Sinn und der Zweck der Tarifnorm zutreffend ermittelt werden kénnen. Lasst dies zwei-
felsfreie Auslegungsergebnisse nicht zu, kénnen die Gerichte fur Arbeitssachen ohne
Bindung an eine Reihenfolge weitere Kriterien wie die Entstehungsgeschichte des Ta-
rifvertrages, ggf. auch die praktische Tariflbung ergdnzend hinzuziehen. Auch die
Praktikabilitat denkbarer Auslegungsergebnisse ist zu beriicksichtigen; im Zweifel ge-
bihrt derjenigen Tarifauslegung der Vorzug, die zu einer verninftigen, sachgerechten,
zweckorientierten und praktisch brauchbaren Regelung fihrt (st. Rspr. zB BAG
19. Januar 2000 - 4 AZR 814/98 - BAGE 93, 229, zu 3 a der Griinde).

bb) Wortlaut und Systematik der Vorschriften sprechen fur diese Auslegung.

(1) Es sollen eine Zulage erhalten ,Pflegepersonen ..., die die Grund- und Be-
handlungspflege zeitlich Uberwiegend ... austiben ...“. Der bestimmte Artikel nach dem
Relativpronomen deutet darauf hin, dass ,die Pflege“ gemeint ist, die zeitlich Uberwie-
gend bei dem sodann ndher bestimmten Personenkreis auszufiihren ist. Der Zusatz
,Grund- und Behandlungs“-pflege beschreibt die Pflege sodann als Gattung naher und
zahlt die in Frage kommenden Pflegearten auf. Der Relativsatz steht im Plural und be-
schreibt die Tatigkeit einer Vielzahl von Pflegepersonen, die jedenfalls in ihrer Ge-
samtheit Grund- und Behandlungspflege verrichten. Die mdéglicherweise genauere
Verwendung von ,und“ und ,oder* verbunden mit einem Schragstrich ware umstéandlich

und schwer lesbar.

(2) Die zulagenauslésenden Pflegearten grenzen sich ab von der ,Sozialpflege®,
wie sie in Vergutungsgruppe AW-KrT Ill Nr. 3 erwahnt ist, worin Angestellte als ,Helfer
ohne Ausbildung im sozialpflegerischen Dienst nach vierjahriger Tatigkeit ...“ eingrup-
piert sind, also zum Personenkreis gehéren, der grundsatzlich zulagenberechtigt ware.
Damit wird auch deutlich, dass andere Tatigkeiten in den danach beschriebenen Abtei-
lungen und Stationen nicht zulagenpflichtig sind, auch wenn sie sich im weiteren Sinne
unter die Wortbedeutung von ,Pflege“ fassen lieRen, beispielsweise die Bestands-
.pflege” der Pflegehilfsmittel oder die Hygieneeinhaltung bei den Geraten und Hilfsmit-
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teln. Diese Téatigkeiten sind in der Regel von Stationshilfen zu versehen, denen keine
Grund- oder Behandlungspflege obliegt. Wenn Pflegekrafte sie ausiben, erhalten sie

daflr keine Zulage.

Dass eine Verknupfung von Tarifmerkmalen mit dem Wort ,und® nicht immer
kumulativ gemeint ist, zeigen beispielsweise Eingruppierungsvorschriften im Bundes-
rahmentarifvertrag fur das Baugewerbe vom 4. Juli 2002. Wenn dort unter Lohngruppe
2 Nr. 6 als Tatigkeitsbeispiel eines Gleiswerkers genannt ist ,Verlegen von Schwellen
und Schienen®, so bleibt der Arbeitnehmer ein Gleiswerker, selbst wenn er nur Schwel-

len oder nur Schienen verlegt.

3) Weiterhin spricht fur dieses Verstandnis der Tarifnorm, dass Pflegepersonen
der untersten Vergltungsgruppe AW-KrT I, also Pflegehelferinnen und Altenpflegehel-
ferinnen ohne bzw. mit einer geringeren als einer einjahrigen Ausbildung und ohne
Abschlussprifung, grundsatzlich eine Zulage erhalten kénnen. Von ihnen ist von vorn-

herein nicht zu erwarten, dass sie Behandlungspflege ausfuhren.

(4) Auch zeigt eine Gegenuberstellung der Abs. 1 und 2 der Protokollerklarung,
dass die Tarifvertragsparteien in Abs. 1 die Pflegepersonen erfassen wollten, die die
fur sie typische Pflegetéatigkeit verrichten, wahrend Abs. 2 die Vorgesetzten erfasst,
sofern alle ihnen durch ausdrickliche Anordnung standig unterstellten Pflegepersonen
Anspruch auf eine Zulage nach Abs. 1 haben. Es ist nicht davon auszugehen, dass die
Tarifvertragsparteien den Vorgesetzten bereits dann die Zulage versagen wollen, wenn
auch nur eine unterstellte Pflegehelferin ausschlieBlich mit der Grundpflege betraut

wird.

(5) Auch der Beklagte geht davon aus, dass die Zulage jedenfalls geschuldet
wird, wenn qualifizierte Pflegepersonen grundséatzlich nur Behandlungspflege ausfiih-
ren. Méglicherweise erwartet er, dass hierbei typischerweise auch Tatigkeiten der
Grundpflege mit anfallen. Er erspart sich jedoch in diesem Zusammenhang nahere
Feststellungen, ob dies tatsachlich der Fall ist. Dies wére aber um so eher zu erwarten
gewesen, wenn er, wie er dies in den letzten Jahren getan hat, immer starker zwischen
den Pflegearten differenziert und durch Arbeitsanweisungen sicherstellt, dass die eine
Personengruppe nur Behandlungspflege und die andere nur Grundpflege ausubt.

(6) Ausschlaggebend ist jedoch der Zweck der Zulage, die die besonderen Er-
schwernisse ausgleichen soll, die bei der Pflege der in der Protokollerklarung Nr. 1
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Abs. 1 Buchst. a bis d genannten Personen anfallen. Dies sind an schweren Infekti-
onskrankheiten erkrankte Patienten, die wegen der Ansteckungsgefahr in besonderen
Infektionsabteilungen oder Infektionsstationen untergebracht sind. Hier besteht die
Erschwernis in der eigenen Ansteckungsgefahr und der Verhinderung der Ansteckung
anderer Personen. Diese Erschwernis tritt ein bei Personen, die Grundpflege ausiiben
genauso wie bei Personen, die Behandlungspflege austiben. Das gleiche gilt bei Kran-
ken in geschlossenen oder teilgeschlossenen psychiatrischen Abteilungen oder Statio-
nen. Hier liegt die Erschwernis in der Arbeit mit einem in der Freiheit beschrankten
Personenkreis an einem Ort, an dem Sicherungsvorschriften zu beachten sind und die
Bewegungsfreiheit auch bei den Pflegepersonen eingeschrankt ist. Ebenso trifft die
Erschwernis bei der Pflege von gelahmten oder an Multipler Sklerose erkrankten Pati-
enten sowohl auf die Grund- als auch auf die Behandlungspflege zu, da diese Patien-
ten koérperlich stark eingeschréankt sind und bei der Pflege nicht oder schlecht aktiv mit-
helfen kénnen. Bei der Geriatriezulage hat der Senat wesentlich darauf abgestellt, dass
sie den Zweck habe, die besonderen Erschwernisse auszugleichen, die bei der Pflege
alter und kranker Menschen entstehen. Durch altersbedingte Funktionseinschrankun-
gen kann eine Erkrankung zur akuten Gefahrdung fuhren, es besteht eine Neigung zu
Multimorbiditat und demzufolge ein besonderer Handlungsbedarf rehabilitativ, soma-
topsychisch und psychosozial. Die Behandlungsbedurftigkeit von Erkrankungen trifft
zusammen mit den besonderen Bedingungen, die diese Erkrankungen bei alten Men-
schen schaffen. Die Zulage will damit nicht besondere Erschwernisse ausgleichen, die
gerade durch das Zusammentreffen beider Pflegearten entstehen, sondern solche Er-
schwernisse, die insgesamt bei der Pflege bestimmter Patientengruppen unter be-

stimmten Umstanden entstehen.

(7) Soweit in der Pflegewissenschaft und in der Rechtsprechung immer differen-
ziertere Abgrenzungen zwischen Grund- und Behandlungspflege vorgenommen wer-
den, so hat dies einerseits haftungsrechtliche Griinde, da es strafrechtlich als Kérper-
verletzung einzuordnen ist, wenn Eingriffe in die kérperliche Integritat von dazu nicht
befugten Personen begangen werden, andererseits hauptséachlich den Grund, die Ver-
teilung der Kosten zwischen Pflegeversicherung und Krankenversicherung zu regeln.
Dabei ist der Inhalt der Begriffe Grundpflege und Behandlungspflege in der sozialge-
richtlichen Rechtsprechung und Literatur héchst umstritten. Zumeist wird der Begriff
der Behandlungspflege iSd. § 37 Abs. 2 Satz 1 SGB V erortert. Dessen Inhalt ist im
Gesetz nicht definiert. Seine Grenzen sind, wie das Bundessozialgericht im Hinblick
auf die Abgrenzung zu den Leistungen der Pflegeversicherung deutlich gemacht hat,
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auch in der Pflegewissenschaft umstritten (vgl. BSG 30. Mérz 2000 - B 3 KR 23/99 R -
BSGE 86, 101). Teilweise kénnen dieselben Verrichtungen sowohl zur Behandlungs-
pflege als auch zur Grundpflege gehéren, wie zB die Harnableitung mittels Einmalka-
theter, die einerseits zur Blasenentleerung und damit zur Grundpflege gerechnet wer-
den kann und andererseits zur Behandlungspflege, um eine Blasenldahmung zu behan-
deln (RoBbruch Anm. zu BSG 10. November 2005 - B 3 Kr 42/04 R - PfIR 2006, 274).
In einem anderen Fall hat das Bundessozialgericht den Pflegebedurftigen sogar ein
Wahlrecht zugebilligt, ob sie die Zuordnung von bestimmten Leistungen zur Grundpfle-
ge winschten oder nicht, wodurch entweder die Krankenkasse oder die Pflegeversi-
cherung die Kosten zu tragen hatte. Dies geschah im Hinblick auf den Zweck der Pfle-
geversicherung, Nachteile bei der Inanspruchnahme von Sachleistungen zu vermei-
den, um Angehdrige, Familie und Freunde verstarkt zu Pflegeleistungen zu motivieren
und dies zu fordern (BSG 17. Mérz 2005 - B 3 KR 9/04 R - BSGE 94, 192). Alle diese
Gesichtspunkte sind fur den Zweck der Erschwerniszulage unerheblich.

(8) Diese begriffichen Abgrenzungsschwierigkeiten und -unsicherheiten machen
auch deutlich, dass ein kumulatives Verstandnis der Protokollerklarung Nr. 1 zu standi-
gen Problemen bei der Handhabung der Tarifvorschrift fiUhren wirde. Da es sich um
eine monatlich zu zahlende Zulage handelt, misste Monat fir Monat festgestellt wer-
den, ob beide Pflegearten kumulativ ausgeubt wurden. Die rechtliche Bewertung der
Einzelleistungen wirde jeweils immer wieder zu Unsicherheiten und Konflikten fuhren.
Es wirde dann auch nicht ausreichen, dass der Arbeitgeber den Pflegehilfskraften ein-
fach die ,Behandlungspflege” untersagt, wenn deren Definition so schwierig ist.

Il Als unterlegene Partei hat der Beklagte die Kosten des Rechtsstreits zu tra-
gen (§ 91 Abs. 1 ZPO).

Dr. Freitag Marquardt Bruhler

Thiel Schwitzer

B JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile A

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flir Android JLaw — fir i0OS

www.prinz.law

41

42

1Z1yosa8 HYIN JF B8 §§ YOrRU YURqUIIR(] S[E PUIS SUN[WWESS[I2}1() 1P (DL, YNV :SIOMUIL]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	URTEIL

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand


	„§2

	Entscheidungsgründe



